
Anfrage

des Abgeordneten Waldhäusl
an Landesrat Dr. Stephan Pernkopf gem. § 39 Abs. 2 LGO 2001

betreffend: Initiative „Rettet den Wagram“ – Stupa-Bau

Die Initiative „Rettet den Wagram“ kämpft gegen die Errichtung eines Stupa-Baus

(Sakralbau) im Grünland des Wagrams. Dass letztendlich dieser Bau im Grünland

von der Baubehörde genehmigt wurde, stützt sich u.a. auf ein Gutachten bzw. die

Auslegung betreffend die Möglichkeit, dass ein monumentales, sakrales Bauwerk

einer Kapelle gleichgesetzt wird.

Der Gefertigte stellt daher an Herrn Landesrat Dr. Stephan Pernkopf folgende

Anfrage

1. Ab welchem Zeitpunkt und von wem wurde Ihre Abteilung das erste Mal mit

dieser Causa beschäftigt bzw. ein Gutachten bzw. eine Stellungnahme über

die Errichtung eines monumentalen, sakralen Bauwerkes im Grünland zu

erstellen?

2. Welche Personen waren in diese Agenda involviert bzw. wer von Ihren

Beamten hat letztendlich die positive Stellungnahme bzw. das positive

Gutachten erstellt?

3. Ist Ihnen der Inhalt dieser Stellungnahme (Gutachten) bekannt?

Wenn ja, wie interpretieren Sie die Gleichstellung einer Kapelle mit einem

monumentalen, sakralen Bauwerk?

4. Sind Sie über den Umstand aufgeklärt worden, dass es ohne diese positive

Stellungnahme nie zu einem Bau im Grünland kommen könnte bzw. dass

dieses Gutachten (Stellungnahme) in erster Linie dem Bauwerber dient?

5. Ist Ihnen bekannt, dass es betreffend die Definition „Kapelle“ ein Urteil des

Obersten Verwaltungsgerichtshofes gibt und dieses Urteil im Widerspruch zur

positiven Stellungnahme (Gutachten) des Landes steht?
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6. Ist Ihnen bewusst, dass, wenn man den Begriff „Kapelle“ in der Zulässigkeit

eines Sakralbaues im Grünland nicht auf die Größe, sondern auf dessen

Gleichwertigkeit mit einer Kapelle im religiösen Sinn beurteilt, künftig sowohl

eine Stupa als auch jede Art von Moschee und eines Gebetshauses im

Grünland errichtet werden können?

Wenn ja, wollen Sie, als für Raumordnung zuständiges Regierungsmitglied,

dass die Widmungsart „Grünland“ künftig für derartige Dinge missbraucht

wird?


